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2. Übersichtsplan 

 

 

Abb. 1  Übersichtsplan  
Auszug aus der Liegenschaftskarte 
Quelle: GEOPORTAL Landkreis Göttingen und eigene Darstellung  

 

3. Luftbild 

 
 

 
 

Abb. 2  Luftbild der Bestandssituation 
Ausschnitt aus dem Luftbild 2025  
Quelle: GEOPORTAL Landkreis Göttingen und eigene Darstellung  

 
 
 

Änderungsgebiet 

Änderungsgebiet 
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4. Literatur- und Grundlagenverzeichnis 

 
Die Erarbeitung des Bauleitplanes basiert auf den folgenden rechtlichen Planungsgrundlagen, der ein-
schlägigen Fachliteratur und den technischen Regelwerken: 
 

- Baugesetzbuch (BauGB), 
- Baunutzungsverordnung (BauNVO), 
- Planzeichenverordnung 1990 (PlanZV 90), 
- Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG), 
- Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG), 
- Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG), 
- Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG), 
- Raumordnungsgesetz (ROG), 
- Raumordnungsverordnung des Bundes (RoV), 
- Niedersächsisches Gesetz über Raumordnung und Landesplanung (NROG), 
- Niedersächsische Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG), 
- Niedersächsisches Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (NUVPG), 
- Niedersächsisches Naturschutzgesetz (NNatSchG),  
- Landes-Raumordnungsprogramm Niedersachsen 2022 (LROP 2022), 
- Regionale Raumordnungsprogramm 2020 Landkreis Göttingen (Entwurf), 
- Landschaftsrahmenplan Göttingen 2016, 
- Flächennutzungsplan der Stadt Herzberg am Harz, 
- Berichtigung des Flächennutzungsplanes der Stadt Herzberg am Harz, 
- Bebauungsplan Nr. 17 A „Innenstadt - I. Hauptstraße“ der Stadt Herzberg am Harz, 
- 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 17 A „Innenstadt - I. Hauptstraße“, 
- 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 17 A „Innenstadt - I. Hauptstraße“, 
- 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 17 A „Innenstadt - I. Hauptstraße“,  
- 5. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 17 A „Innenstadt - I. Hauptstraße“,  
- DIN 18005 „Schallschutz im Städtebau“,  
- TA Lärm und 
- DIN 4109.  

 
 
Hinweis:  
 
Die vorstehenden planungsrechtlichen Grundlagen finden jeweils in den zurzeit gültigen Fassungen 
(hier: Fassung der Bekanntmachung des Bauleitplanes) rechtliche Verbindlichkeit. 

 

5. Städtebauliche Ausgangssituation und Planungsanlass   

 
Städtebauliche Ausgangssituation  
 
Als Art der baulichen Nutzung sind für das Änderungsgebiet derzeit überwiegend Kerngebiete (MK) 
gem. § 7 BauNVO und kleinteilig Mischgebiete (MI) gem. § 6 BauNVO festgesetzt. In den Kerngebie-
ten ist in den Erdgeschossen eine Wohnnutzung ausgeschlossen. 
 
Das Änderungsgebiet befindet sich innerhalb des bebauten Innenbereichs und ist durch eine histori-
sche, verdichtete Block- bzw. Randbebauung aus Fachwerkbauten geprägt. Neben gewerblichen Nut-
zungen bestehen bereits Wohnnutzungen in den Obergeschossen. In den vergangenen Jahren ist im 
Plangebiet ein zunehmender struktureller Leerstand insbesondere in den Erdgeschosslagen festzu-
stellen.  
 
 
In der Hauptstraße  sind zurzeit ca. 17 % der Häuser ohne Wohnnutzung und ca. 52 % der Erdge-
schosse stehen ganz oder teilweise leer.  
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Planungsanlass  
 
Die ehemals prägende kerngebietstypische Einzelhandelsfunktion und die zentralen Dienstleistungs-
angebote konnten sich aufgrund veränderter wirtschaftlicher Rahmenbedingungen nicht dauerhaft be-
haupten. Ursächlich hierfür sind veränderte Rahmenbedingungen, insbesondere der Strukturwandel 
im stationären Einzelhandel, veränderte Konsum- und Mobilitätsgewohnheiten, zunehmende Konkur-
renz des Online-Handels sowie einer Verschiebung der zentralen Versorgungsfunktionen. 
 
Die fortdauernde Leerstandssituation führt zu: 
 

- städtebaulichem Funktions- und Qualitätsverlust der  zentralen Lage, 
- städtebaulichen Missständen, 
- einer Schwächung der Aufenthaltsqualität, 
- negativen Auswirkungen auf das Umfeld und 
- Beeinträchtigung des Sicherheitsgefühls im öffentli chen Raum. 

 
Die bestehenden planungsrechtlichen Festsetzungen als Kern- und Mischgebiete erweisen sich vor 
diesem Hintergrund als nicht mehr marktgerecht, nicht mehr geeignet und sind städtebaulich nicht 
zielführend die angestrebten städtebaulichen Entwicklungen und Nutzungserfordernisse nachhaltig zu 
fördern. Die festgesetzten Einschränkungen der Wohnnutzungen erschweren dabei gravierend eine 
flexible und bedarfsgerechte Entwicklung des innerstädtischen Quartiers. Die für ein Kerngebiet typi-
sche Funktionsprägung ist nicht mehr  gegeben. 
 
Eine planungsrechtliche Anpassung der Rahmenbedingungen ist daher gem. § 1 (3) BauGB (hier: 
„Die Gemeinden haben Bauleitpläne aufzustellen, sob ald und soweit es für die städtebauliche 
Entwicklung und Ordnung erforderlich ist.“ ) dringend erforderlich, um eine nachhaltige und reali-
sierbare Nutzungsperspektive zu eröffnen. 
 
Um planerisch in dem innerstädtischen Gebiet eine stärkere Nutzungsmischung zu ermöglichen, 
Wohnnutzungen planungsrechtlich zu stärken und die Funktionsfähigkeit des innerstädtischen Be-
reichs nachhaltig zu sichern, ist vorgesehen als Art der baulichen Nutzung Urbane Gebiete  gem. § 
6a BauNVO im Geltungsbereich der 6. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 17 A „Innenstadt - I. 
Hauptstraße“ der Stadt Herzberg am Harz festzusetzen und eine entsprechende Berichtigung des 
wirksamen Flächennutzungsplanes der Stadt Herzberg am Harz vorzunehmen. Die Wahl der städte-
baulichen Instrumente erlaubt eine räumliche Nähe von Funktionen wie Wohnen, Arbeiten, Versor-
gung, Bildung, Kultur und Sport und sieht im Vergleich zum Mischgebiet eine breiter angelegte Nut-
zungsmischung vor (anders als im klassischen Mischgebiet nach § 6 BauNVO muss die Nutzungsmi-
schung nicht gleichgewichtig sein). Die Möglichkeit der Nutzungsmischung und das Prinzip der „kurzen 
Wege" ist ein wesentliches Kriterium für den Charakter eines  Urbanen Gebietes .  
 
Die Planung soll daher die folgenden Primärziele verfolgen: 
  

- Stärkung der Wohnnutzung (auch in den Erdgeschosszo nen) im innerstädtischen Be-
reich, 

- Förderung funktionsgemischter Quartiersstrukturen, 
- Sicherung nachhaltiger Innenentwicklung, 
- Anpassung an aktuelle städtebauliche Entwicklungszi ele, 
- Vermeidung von negativen Entwicklungsstrukturen,  
- Reduzierung von Leerständen, 
- nachhaltige Stabilisierung und Aufwertung des Gebie tes, 
- lärmtolerantere Nutzungsmischung und 
- Erhöhung der Investitions- und Entwicklungsperspekt iven für Grundstückseigentümer. 

 

6. Öffentliches Interesse 

 
Das öffentliche Interesse ist gegeben, da durch die 6. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 17 A „In-
nenstadt - I. Hauptstraße“ der Stadt Herzberg am Harz frühzeitig versucht wird eine lebensfähige Basis 
für die zukünftige Nutzungsstruktur des Gebietes zu schaffen und somit der Gefahr von „Trading-
down-Effekten“ wirksam vorzubeugen.  
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Begriffsdefinition 
 
Der Begriff Trading-Down, auch Trading-Down-Effekt, bezeichnet in der Raumplanung den Entwick-
lungstrend eines Stadtteilzentrums vom vollständigen Angebot mit pulsierendem Leben zu zunehmen-
den Leerständen inklusive ausbleibender Kundschaft.  
 
Typische Merkmale sind: 
 

- Rückgang der Kundschaft 
- Geschäftsaufgaben 
- Zunehmende Leerstände 
- Sinkende Angebotsqualität 
- Imageverlust des Quartiers 

 
Dieser Prozess verstärkt sich häufig selbst: Weniger attraktive Angebote führen zu weniger Besu-
chern, was wiederum weitere Geschäftsaufgaben nach sich zieht. 
 
Diesem Trend kann nachhaltig nur durch gezielte politische Einflussnahme (z.B. aktives Leerstands-
management, städtebauliche Aufwertung, politische Steuerung der Quartiersentwicklung, Ansiedlung 
frequenzbringender Nutzungen, Funktionsvielfalt etc.) auf die Quartiersentwicklung entgegengewirkt 
werden. 
 
Die Realisierung des geplanten Vorhabens und den diesbezüglichen Intentionen der Stadt Herzberg 
am Harz wird durch den Darstellungen in der Flächennutzungsplanberichtigung und den Festsetzun-
gen in der 6. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 17 A „Innenstadt - I. Hauptstraße“ der Stadt Herz-
berg entsprochen. 
 
Die Maßnahme hat darüber hinaus eine entwickelnde, rechtseindeutige und ordnende Funktion im 
Sinne des § 1 (3) BauGB. 
 

7. Abwägung  

 
Im Rahmen der Abwägung gem. § 1 (7) BauGB (hier: „die öffentlichen und privaten Belange ge-
geneinander und untereinander gerecht abzuwägen.“ ) wurden insbesondere folgende Belange 
berücksichtigt: 
 

- der Eigentümer, 
- der Wirtschaft,  
- der Wohnbedürfnisse der Bevölkerung, 
- der zentralen Versorgungsfunktion,  
- der Funktionsvielfalt, 
- der nachhaltigen Erhaltung und städtebaulichen Entw icklung des Quartiers, 
- der sozialen und funktionalen Durchmischung. 

 
Die Belange des Einzelhandels werden nicht unzumutbar beeinträchtigt, da gewerbliche Nutzungen 
weiterhin zulässig bleiben. 
 
Demgegenüber überwiegt das öffentliche Interesse an der Beseitigung städtebaulicher Missstände 
(Leerstand) und an einer nachhaltigen Funktionsdurchmischung. Die Umwandlung in ein Urbanes 
Gebiet  stellt einen angemessenen Ausgleich zwischen diesen Belangen dar. Die Planung trägt den 
veränderten strukturellen Rahmenbedingungen Rechnung und ermöglicht eine zukunftsfähige Ent-
wicklung des innerstädtischen Bereichs. 
 
In der Planung wurden die Berücksichtigung und Bewertung der betroffenen Belange abwägungsfeh-
lerfrei gegeneinander und untereinander gerecht abgewogen und entspricht somit den Grundsätzen 
des §§ 1 (5) und (6) BauGB sowie dem Leitbild der nutzungsgemischten, kompakten Stadt. 
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8. Planverfahren 

 
Auf Grund der geplanten Strukturänderung in dem Änderungsgebiet und dem damit verbundenen 
Wunsch zur zeitnahen Realisierung der notwendigen Maßnahmen soll daher von der planungsrecht-
lichen Möglichkeit Gebrauch gemacht werden, das Planverfahren zu der 6. Änderung des Bebauungs-
planes Nr. 17 A „Innenstadt - I. Hauptstraße“ der Stadt Herzberg am Harz in einem beschleunigten 
Verfahren gem. § 13a (1) Nr. 2 BauGB i.V.m. § 13 BauGB durchzuführen. 
 
Gem. § 13a (1) Satz 1 BauGB gilt: 
 
„Ein Bebauungsplan für die Wiedernutzbarmachung von  Flächen, die Nachverdichtung oder 
andere Maßnahmen der Innenentwicklung (Bebauungspla n der Innenentwicklung) kann im be-
schleunigten Verfahren aufgestellt werden.“ 
 
Zulässigkeitsvoraussetzungen: 
 

- Es handelt sich um eine Maßnahme der Innenentwicklu ng. 
- Die zulässige Grundfläche liegt unterhalb der maßge blichen Schwellenwerte des § 13a 

(1) Nr. 2 BauGB (zulässige Grundfläche < 70.000 m²) . 
- Es werden keine Vorhaben vorbereitet, die einer Pfl icht zur Durchführung einer Um-

weltverträglichkeitsprüfung unterliegen. 
- Es bestehen keine Anhaltspunkte für eine Beeinträch tigung von Natura-2000-Gebieten. 
- Die Vorprüfung des Einzelfalls muss ergeben, dass k eine erheblichen Umweltauswir-

kungen zu erwarten sind.  
 
 
Überschlägiger Nachweis der zulässigen Grundfläche (< 70.000 m²)  
 
Die Flächen der 6. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 17 A „Innenstadt - I. Hauptstraße“ der Stadt 
Herzberg am Harz betragen: 
 
Bruttobauland ca. 80.568 m² - 15.798 m² (Verkehrs-,  Park- und Grünflächen) = ca. 64.770 m²  
 
Nettobauland 64.770 m² 
 
Da der ermittelte relevante Wert des Nettobaulandes  von ca. 64.770 m² schon < 70.000 m² ist, er-
übrigt  sich eine weitere detaillierte Rechnung im Sinne des § 19 (2) BauNVO). 
 
 
Die Zulässigkeitsvoraussetzungen für die Durchführung des Planverfahrens gem. § 13a (1) Nr. 2 
BauGB liegen vor (siehe auch „Vorprüfung des Einzelfalls gem. Anlage 2 BauGB“) , da: 
 

- es sich um eine Maßnahme der Innenentwicklung handelt, 
- keine zusätzlichen Bauflächen im Außenbereich geschaffen werden, 
- keine UVP-pflichtigen Vorhaben vorbereitet werden, 
- keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung von Natura-2000-Gebieten bestehen (§ 13a (1) 

Satz 4 BauGB). 
- der nachgewiesene Schwellenwerte gem. § 13a (1) Nr. 2 BauGB < 70.000 m² ist. 

 
 

Ergebnis:  Erhebliche Umweltauswirkungen sind aufgrund der bestehenden baulichen Vorprägung 
und der lediglich nutzungsbezogenen Anpassung nicht  zu erwarten. Das Planverfahren 
zu der 6. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 17 A „Innenstadt - I. Hauptstraße“ der Stadt 
Herzberg am Harz (hier: Bebauungsplan der Innenentwicklung ) wird daher in einem 
beschleunigten Verfahren gem. § 13a (1) Nr. 2 BauGB i.V.m. § 13 BauGB durchgeführt 
und gem. § 13a (2) BauGB wird von einer Umweltprüfung nach § 2 (4) BauGB sowie von 
einem Umweltbericht abgesehen. 
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9. Planunterlage 

  
Als Planunterlage für die 6. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 17 A „Innenstadt - I. Hauptstraße“ 
der Stadt Herzberg am Harz wurde eine verkleinerte Karte (Auszug aus der Liegenschaftskarte im 
Originalmaßstab 1:1000) verwendet, die in Genauigkeit und Vollständigkeit den Zustand des Gel-
tungsbereiches des Bauleitplanes in einem ausreichenden Maße erkennen lässt.  
 

10. Städtebauliche Konzeption (Inhalt, Ziel, Erforderli chkeit und Auswirkungen)  

 

10.1. Kurzdarstellung des Planungsinhaltes des Bauleitpla nes 

 
Die Umwandlung der Kern- und Mischgebiete in Urbane Gebiete  als Art der baulichen Nutzung sieht 
vor, dass Plangebiet als wertvollen Stadtraum entsprechend der städtebaulichen Leitvorstellung nach-
haltig weiterzuentwickeln und planungsrechtlich abzusichern. 
 
Die Festsetzung als Urbane Gebiete  stellt eine zukunftsfähige, flexible und nachhaltige Gebietsent-
wicklung sicher und reagiert angemessen auf den strukturellen Leerstand im Erdgeschossbereich und 
auf die bisher eingeschränkte Wohnnutzung. 
 

10.2. Kurzdarstellung der wichtigsten Planungsziele des B auleitplanes 

 
Da das zurzeit bestehende Planungsrecht die erforderlichen Maßnahmen hinsichtlich der neuen Nut-
zungsstruktur nicht zulässt, besteht das Erfordernis die 6. Änderung des Bebauungsplanes aufzustel-
len und den wirksamen Flächennutzungsplan der Stadt Herzberg am Harz zu berichtigen. Die Aufstel-
lung und die Berichtigung haben jeweils das städtebauliche Ziel, durch konzeptbezogene Festsetzun-
gen und Darstellungen, zeitnah die planungsrechtlichen Grundlagen für eine zeitgemäße und flexible 
Nutzungsstruktur zu ermöglichen. 
 
Planungsrechtliche Zielsetzung ist es, 
 

- Wiedernutzbarmachung leerstehender Erdgeschossfläch en, 
- eine stärkere funktionale Durchmischung von Wohnen,  Dienstleistung, Gastronomie 

und nicht wesentlich störendem Gewerbe zu ermöglich en, 
- Sicherung urbaner Dichte bei gleichzeitiger Verträg lichkeit der Nutzungen, 
- planungsrechtliche Stärkung der Wohnfunktion im Inn enbereich, 
- Anpassung an veränderte wirtschaftliche Rahmenbedin gungen, 
- lärmtolerantere Nutzungsmischung, 
- Erhöhung der Investitions- und Entwicklungsperspekt iven für Grundstückseigentü-

mer. 
 
Um die vorgenannten Ziele zu erreichen, wird als Art der baulichen Nutzung Urbanes Gebiet  gem. § 
6a BauNVO, im Rahmen der Nutzungsumwandlung, festgesetzt und dadurch den gesetzlichen Pla-
nungsleitlinien entsprochen. Die, durch die neue Gebietsfestsetzung gewonnene planungsrechtliche 
Flexibilisierung trägt dazu bei, marktgerechte und dauerhaft tragfähige Nutzungskonzepte zu ermög-
lichen. 
 
Durch die 6. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 17 A „Innenstadt - I. Hauptstraße“ der Stadt Herz-
berg am Harz und die Wahl des Bauleitplanverfahrens (hier: beschleunigtes Verfahren gem. § 13a (1) 
Nr.2 BauGB i.V.m. §§ 13 BauGB) wird es möglich sein, kurzfristig die o.a. städtebaulichen Ziele zu 
erreichen.  
 

10.3. Kurzdarstellung der planungsrechtlichen Erforderlic hkeit des Bauleitplanes 

 
Es ist erforderlich, da die bisherigen Festsetzungen die tatsächliche Entwicklung behindern und zu 
einem Funktionsverlust des Gebietes führen, durch die 6. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 17 A 
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„Innenstadt - I. Hauptstraße“ der Stadt Herzberg am Harz und die Berichtigung des wirksamen Flä-
chennutzungsplanes der Stadt Herzberg am Harz kurzfristig, optimal, bedarfs- und funktionsgerecht 
die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Realisierung des neuen städtebaulichen Konzeptes 
zu schaffen, das Entwicklungspotential des Gebietes zu nutzen und der Gefahr eines Trading-down-
Effekts in dem Gebiet vorzubeugen.  
 
Durch die Gebietsumwandlung wird eine nachhaltige, flexible und marktgerechte Nutzungsmischung 
ermöglicht. Insbesondere kann Wohnnutzung im Erdgeschoss zugelassen werden, ohne die gewerb-
liche Entwicklung auszuschließen. 
 
Die Aufstellung der o.a. Bauleitpläne ist aus den vorgenannten Gründen und zur optimalen Realisie-
rung der Intentionen der Stadt Herzberg am Harz sowie für die städtebauliche Entwicklung und Ord-
nung gem. § 1 (3) BauGB in dem festgelegten Planbereich erforderlich.  
 

10.4. Kurzdarstellung der wesentlichen Auswirkungen Bebau ungsplanes 

 
Städtebauliche Auswirkungen 
 
Die Umwandlung in Urbane Gebiete  stärkt die Funktionsvielfalt und erhöht die Resilienz (hier: Fähig-
keit eines Systems zum Selbsterhalt) des Gebietes gegenüber wirtschaftlichen Veränderungen. Die 
Wiedernutzung von Leerständen trägt zur Stabilisierung der städtebaulichen Struktur und zur Bele-
bung des öffentlichen Raums bei. Die Grundzüge der Planung werden nicht wesentlich verändert, 
sondern an die tatsächliche städtebauliche Entwicklung angepasst und es wird durch die Stabilisierung 
der Nutzungsmischung eine langfristige Belebung des Quartiers erfolgen. 
 
Wohnraumentwicklung 
 
Die allgemeine Zulässigkeit von Wohnen in Urbanen Gebieten  ermöglicht zusätzlichen innerstädti-
schen Wohnraum und unterstützt somit die Ziele einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung sowie der 
Reduzierung von Flächeninanspruchnahmen im Außenbereich. 
 
Wirtschaftliche Auswirkungen 
 
Die Planung verbessert die Entwicklungsmöglichkeiten für Eigentümer und Investoren und schafft fle-
xiblere Rahmenbedingungen für kleinteilige gewerbliche Nutzungen. 
 
Zusammenfassung 
 
Durch die Festsetzung als Urbanes Gebiet : 
 

- bleibt eine gemischte Nutzung erhalten, 
- wird Wohnen stärker zugelassen als im Kern- und Mis chgebiet, 
- bleiben gewerbliche Nutzungen grundsätzlich zulässi g, 
- wird die städtebauliche Dichte beibehalten, 
- werden Leerstände beseitigt, 
- wird keine funktionierende Einzelhandelsstruktur ve rdrängt, 
- werden die Rahmenbedingungen für Investitionen verb essert und 
- keine erheblichen Beeinträchtigungen begründet.  

 

11. Städtebauliche Rechtfertigung 

 
Die Umwandlung in Urbane Gebiete  ist städtebaulich gerechtfertigt, da: 
 

- die ursprünglich kerngebietstypische Prägung faktisch nicht mehr gegeben ist, 
- die Nachfrage nach großflächigem Einzelhandel in dieser Lage nicht mehr besteht, 
- eine stärkere Wohnnutzung zur Belebung und sozialen Stabilisierung beiträgt, 
- das Urbane Gebiet  die erforderliche Flexibilität für kleinteilige Nutzungsstrukturen bietet, 
- das Gebiet weiterhin eine urbane Dichte und Nutzungsintensität aufweist. 



Seite 10 von 25 
28.02.2026 
 

 
 

Begründung zur 6. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 17 A „Innenstadt - I. Hauptstraße“ der Stadt Herzberg am Harz  
 
 

Das Urbane Gebiet  stellt ein geeignetes Instrument dar, um auf innerstädtische Transformationspro-
zesse zu reagieren und eine nachhaltige Nutzungsstruktur im Sinne der Innenentwicklung zu fördern. 
 

12. Bestehendes Planungsrecht sowie übergeordnete Planu ngen u. Nutzungsregelungen 

 

12.1. Bestehende planungsrechtliche Vorgaben  

 
Für den Geltungsbereich der 6. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 17 A „Innenstadt - I. Hauptstraße“ 
der Stadt Herzberg am Harz besteht zurzeit der rechtsverbindliche Bebauungsplan Nr. 17 A „Innen-
stadt - I. Hauptstraße“ der Stadt Herzberg am Harz mit seinen 5 rechtsverbindlichen Änderungen, so 
dass Vorhaben gem. § 30 BauGB planungsrechtlich zu beurteilen sind.  
 
Anmerkung:   Die 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 17 A „Innenstadt - I. Hauptstraße“ der Stadt 

Herzberg am Harz ist für die geplante Nutzungsänderung in der vorliegenden Planung 
nicht  relevant. 

 

12.1.1. Planungsrechtliche Übersicht  

 
Geltungsbereich der 6. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 17 A „Innenstadt - I. Hauptstraße“ der 
Stadt Herzberg am Harz mit den relevanten rechtsverbindlichen Bauleitplänen. 
 

 
 

 
 
Abb. 3  Übersichtsplan über die planungsrechtliche Bestandssituation 

Auszug aus der Liegenschaftskarte 
Quelle: GEOPORTAL Landkreis Göttingen und eigene Darstellung  
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12.1.2. Bebauungsplan   

 

 
 
Abb. 4  Auszug aus dem Bebauungsplan Nr. 17 A „Inne nstadt - I. Hauptstraße“ der Stadt Herz-

berg am Harz 
Quelle: GEOPORTAL Landkreis Göttingen  

 

 
 
Abb. 5  Auszug aus dem Bebauungsplan Nr. 17 A „Inne nstadt - I. Hauptstraße“ der Stadt Herz-

berg am Harz 
Quelle: GEOPORTAL Landkreis Göttingen  
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12.1.3. 1. Änderung des Bebauungsplanes  

 

 
 
Abb. 6  Auszug aus der 1. Änderung des Bebauungspla nes Nr. 17 A „Innenstadt - I. Haupt-

straße“ der Stadt Herzberg am Harz 
Quelle: GEOPORTAL Landkreis Göttingen  

 

 

 
 
Abb. 7  Auszug aus der 1. Änderung des Bebauungspla nes Nr. 17 A „Innenstadt - I. Haupt-

straße“ der Stadt Herzberg am Harz 
Quelle: GEOPORTAL Landkreis Göttingen  
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12.1.4. 3. Änderung des Bebauungsplanes  

 

Abb. 8  Auszug aus der 3. Änderung des Bebauungspla nes Nr. 17 A „Innenstadt - I. Haupt-
straße“ der Stadt Herzberg am Harz 
Quelle: GEOPORTAL Landkreis Göttingen  

 

Abb. 9  Auszug aus der 3. Änderung des Bebauungspla nes Nr. 17 A „Innenstadt - I. Haupt-
straße“ der Stadt Herzberg am Harz 
Quelle: GEOPORTAL Landkreis Göttingen  
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12.1.5. 4. Änderung des Bebauungsplanes  

 

Abb. 10  Auszug aus der 4. Änderung des Bebauungspl anes Nr. 17 A „Innenstadt - I. Haupt-
straße“ der Stadt Herzberg am Harz 
Quelle: GEOPORTAL Landkreis Göttingen  

 

Abb. 11  Auszug aus der 4. Änderung des Bebauungspl anes Nr. 17 A „Innenstadt - I. Haupt-
straße“ der Stadt Herzberg am Harz 
Quelle: GEOPORTAL Landkreis Göttingen   
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12.1.6. 5. Änderung des Bebauungsplanes   

 
 

 
 

Abb. 12  Auszug aus der 5. Änderung des Bebauungspl anes Nr. 17 A „Innenstadt - I. Haupt-
straße“ der Stadt Herzberg am Harz 
Quelle: GEOPORTAL Landkreis Göttingen  
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Abb. 13 Auszug aus der 4. Änderung des Bebauungspla nes Nr. 17 A „Innenstadt - I. Haupt-

straße“ der Stadt Herzberg am Harz 
Quelle: GEOPORTAL Landkreis Göttingen  

 

12.2. Anpassung an die Ziele der Raumordnung  

 
 

 
 

Abb. 14  Regionales Raumordnungsprogramm des Landkr eises Göttingen 2020 (Entwurf) 
Ausschnitt aus dem Entwurf des Regionalen Raumordnungsprogrammes des Landkreises 
Göttingen (RROP 2020) 
Quelle: GEOPORTAL Landkreis Göttingen (ohne Maßstab) 
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Abb. 15  Regionales Raumordnungsprogramm des Landkr eises Göttingen 2020 (Entwurf) 

Ausschnitt aus dem Entwurf des Regionalen Raumordnungsprogrammes des Landkreises 
Göttingen (RROP 2020) 
Quelle: GEOPORTAL Landkreis Göttingen (ohne Maßstab) 

 
 
Zentralörtliche Funktionszuweisung 
 
In dem Entwurf des Regionalen Raumordnungsprogrammes des Landkreises Göttingen 2020 (RROP 
2020) ist die Stadt Herzberg am Harz in der zentralörtlichen Gliederung als „Mittelzentrum“ und als 
Standort mit der besonderen Entwicklungsaufgaben „Tourismus“ ausgewiesen. 
 
In dem Entwurf des Regionalen Raumordnungsprogrammes des Landkreises Göttingen 2020 wird der 
Geltungsbereich der 6. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 17 A „Innenstadt - I. Hauptstraße“ der 
Stadt Herzberg am Harz als „Zentrales Siedlungsgebiet“ dargestellt.  
 
In einem „Zentralen Siedlungsgebiet“ sollen Wohnungen, Wohnfolgeeinrichtungen, wohnungsnahe 
Freiflächen, zentralörtliche Einrichtungen und Dienstleistungen sowie gewerbliche Arbeitsstätten in der 
Weise zusammengefasst werden, dass sie nach Möglichkeit unmittelbar, d. h. ohne größeren Ver-
kehrsaufwand untereinander erreichbar sind. Die geplante Nutzungsstruktur des Änderungsgebietes 
erfüllt diese Aufgaben eines „Zentralen Siedlungsgebietes“. 
 
Auf Grund der Größe des Plangebietes, der geplanten Nutzungsänderung, der zentralörtlichen Funk-
tionszuweisung und der raumordnerischen Darstellung geht die Stadt Herzberg am Harz davon aus, 
dass der Inhalt der 6. Änderung des Bebauungsplanes mit den Zielen der Raumordnung und Landes-
planung dauerhaft materiell übereinstimmt und somit dem Gebot der Anpassung gem. § 1 (4) BauGB 
entsprochen wird. 
 

12.3. Darstellung und Entwicklung aus dem Flächennutzungs plan 

  
Als Nutzungsarten wurden im wirksamen Flächennutzungsplan der Stadt Herzberg am Harz für den 
Geltungsbereich der 6. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 17 A „Innenstadt - I. Hauptstraße“ der 
Stadt Herzberg am Harz „Mischgebiet “ gem. § 1 (2) Nr. 7 BauGB und „Kerngebiet“  gem. § 1 (2) Nr. 
9 BauGB dargestellt. Die Darstellungen des „Mischgebietes “ gem. § 1 (2) Nr. 7 BauGB und des 
„Kerngebietes“  gem. § 1 (2) Nr. 9 BauGB in dem wirksamen Flächennutzungsplan der Stadt 
Herzberg am Harz ermöglichen keine  Festsetzung eines „Urbanen Gebietes“  gem. § 6a BauNVO in 
dem 6. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 17 A „Innenstadt - I. Hauptstraße“ der Stadt Herzberg am 
Harz.  
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Um im vorliegenden Planverfahren das Entwicklungsgebot gem. § 8 (2) BauGB in vollem Umfang 
einhalten zu können, ist es daher erforderlich, eine Anpassung des wirksamen Flächennutzungspla-
nes der Stadt Herzberg am Harz (hier: mit der Darstellung eines „Urbanen Gebietes“  gem. § 1 (2) 
Nr. 8 BauNVO) auf dem Wege einer Berichtigung gem. §13a (2) Nr. 2 BauGB vorzunehmen. 

 

  
Abb. 16  Flächennutzungsplan der Stadt Herzberg am Harz 

Ausschnitt aus dem wirksamen Flächennutzungsplan der Stadt Herzberg am Harz 
Quelle: GEOPORTAL Landkreis Göttingen und eigene Darstellung (ohne Maßstab) 

 

13. Erschließung 

 
Die Erschließung des Änderungsgebietes ist durch den Bestand gesichert und ist durch die vorlie-
gende Planung nicht betroffen. 
 

14. Angaben über den Standort, Art und Umfang des gepla nten Vorhabens 

 
Lage des Änderungsgebietes 
 
Der räumliche Geltungsbereich der 6. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 17 A „Innenstadt - I. 
Hauptstraße“ der Stadt Herzberg am Harz befindet sich im westlichen Kernstadtbereich (Innenstadt) 
der Stadt Herzberg am Harz und wird begrenzt  
 

- im Norden durch die „Sieberstraße“, 
- im Osten durch die „Reckengasse“ und „Brauhausstraß e“, 
- im Süden durch die Straße „An der Alten Mühle und 
- im Westen durch die Straße „Osteroder Straße“. 

 
Die genaue Abgrenzung des räumlichen Geltungsbereiches der 6. Änderung des Bebauungsplanes 
Nr. 17 A „Innenstadt - I. Hauptstraße“ der Stadt Herzberg am Harz und die bestehende Nutzungsstruk-
tur ist dem Übersichtsplan (Abb. 1) zu entnehmen. Der Geltungsbereich der 6. Änderung des Bebau-
ungsplanes Nr. 17 A „Innenstadt - I. Hauptstraße“ der Stadt Herzberg am Harz ist so abgegrenzt, dass 
die Ziele und Zwecke der 6. Änderung des Bebauungsplanes erreicht werden können. Der Grundsatz, 
dass von einem Bebauungsplan die Bewältigung der ihm anzulastenden Konflikte verlangt werden 
muss, wird im vorliegenden Fall erfüllt.  
 
 
 
 

Berichtigungsgebiet  
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Vorhandene Bebauung und gegenwärtige Nutzung 
 
Die Flächen im Änderungsgebiet sind bebaut und werden gegenwärtig als Gewerbe- und Siedlungs-
flächen im Sinne der festgesetzten Art er baulichen Nutzung (hier: Kern- und Mischgebiete) genutzt. 
 
Städtebauliche Kenndaten für das Änderungsgebietes 
 
Bruttobauland 
 
Summe aller Baugrundstücke einschließlich der zugehörigen Grün-, Verkehrs-, Wasserflächen etc. 
innerhalb eines zur Bebauung vorgesehenen oder bereits bebauten Gebietes. 
 
Bruttobauland ca. 80.568 m2 
 
Nettobauland (Urbane Gebiete gem. § 6a BauNVO) 
 
Summe aller bebauten und zur Bebauung vorgesehenen Baugrundstücke innerhalb eines Baugebie-
tes. 
 
Nettobauland ca. 64.770 m² 
 
Eigentumsverhältnisse  
 
Die Flächen im Änderungsgebiet befinden sich im öffentlichen und privaten Eigentum.  
 

15. Immissionsschutzrechtliche Belange (Schallschutz) 

  
Zu den immissionsschutzrechtlichen Belangen (hier: Schallschutz) werden die folgenden Ausführun-
gen gemacht.  
 
Rechtsgrundlagen 
 
Bei der Festsetzung Urbaner Gebiete  sind die immissionsschutzrechtlichen Anforderungen insbeson-
dere aus: 
 

- § 1 (6) Nr. 1 BauGB (gesunde Wohn- und Arbeitsverhä ltnisse), 
- § 6a BauNVO (Gebietstypik MU), 
- § 15 BauNVO (Gebietsverträglichkeit im Einzelfall),  
- § 22 BImSchG (Pflichten der Betreiber nicht genehmi gungsbedürftiger Anlagen), 
- Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA Lärm ) und 
- die einschlägige Rechtsprechung. 

 
zu berücksichtigen. 
 
Gebietscharakter des Urbanen Gebietes gem. § 6a Bau NVO 
 
Nach § 6a (1) BauNVO gilt: 
 
„Urbane Gebiete dienen dem Wohnen sowie der Unterbr ingung von Gewerbebetrieben und so-
zialen, kulturellen und anderen Einrichtungen, die die Wohnnutzung nicht wesentlich stören.“ 
 
Das Urbane Gebiet  ist bewusst als lärmtoleranter Gebietstyp mit gleichgewichtiger Nutzungsmi-
schung konzipiert worden. Der Verordnungsgeber hat mit Einführung des Urbanen Gebietes  eine 
höhere immissionsschutzrechtliche Schwelle gegenüber Kern- und Mischgebieten zugrunde gelegt. 
 
Die maßgeblichen Immissionsrichtwerte für den Beurteilungspegel gem. TA Lärm  betragen für Immis-
sionsorte außerhalb von Gebäuden in Urbanen Gebieten  tags (6:00–22:00 Uhr) 65 dB(A) nachts 
(22:00–6:00 Uhr) 45 dB (A) und in Kern- / Mischgebieten tags (6:00–22:00 Uhr) 60 dB(A) nachts 



Seite 20 von 25 
28.02.2026 
 

 
 

Begründung zur 6. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 17 A „Innenstadt - I. Hauptstraße“ der Stadt Herzberg am Harz  
 
 

(22:00–6:00 Uhr) 45 dB(A). Somit liegt der maßgeblichen Tagesimmissionsrichtwert für Urbane Ge-
biete  um 2 dB(A) höher als der Kern- / Mischgebietswert und der zulässige Beurteilungspegel trägt 
dem urbanen Gebietstyp hinsichtlich Verdichtung und Nutzungsmischung Rechnung. 
 
 
Anwendung des § 15 BauNVO (Gebietsverträglichkeit) 
 
Unabhängig von der abstrakten Zulässigkeit bestimmter Nutzungen gilt § 15 (1) Satz 1 BauNVO: 
 
„Die in den §§ 2 bis 14 aufgeführten baulichen und sonstigen Anlagen sind im Einzelfall unzu-
lässig, wenn sie nach Anzahl, Lage, Umfang oder Zwe ckbestimmung der Eigenart des Bauge-
biets widersprechen.“ 
 
Weiter heißt es in § 15 (1) Satz 2 BauNVO: 
 
„Sie sind auch unzulässig, wenn von ihnen Belästigu ngen oder Störungen ausgehen können, 
die nach der Eigenart des Baugebiets im Baugebiet s elbst oder in dessen Umgebung unzumut-
bar sind.“ 
 
Damit wird sichergestellt, dass trotz der erhöhten Lärmtoleranz des Urbanen Gebietes : 
 

- keine unzumutbaren Immissionskonflikte entstehen, 
- der Gebietscharakter gewahrt bleibt und 
- das Rücksichtnahmegebot beachtet wird. 
 

Die Vorschrift gewährleistet eine einzelfallbezogene immissionsschutzrechtliche Steuerung im Bauge-
nehmigungsverfahren. 
 
 
Bewertung der Gebietsumwandlung von Kerngebiet in U rbanes Gebiet 
 
Das bisher festgesetzte Kerngebiet  weist nach § 7 BauNVO eine primär gewerblich geprägte Zweck-
bestimmung auf. Die zulässigen Emissionen sind dort regelmäßig höher als im Urbanen Gebiet . Die 
Umwandlung in ein Urbanes Gebiet  führt daher nicht zu einer Erhöhung zulässiger gewerblicher 
Lärmemissionen, sondern im Regelfall zu einer stärkeren Berücksichtigung der Wohnnutzung. 
 
Gleichzeitig ist zu berücksichtigen, dass: 
 

- bereits im Bestand Wohnnutzungen vorhanden sind, 
- keine erheblich störenden Gewerbebetriebe zugelasse n werden und 
- die Gebietsumwandlung keine neue gewerbliche Intens ivierung vorbereitet. 
 

Die Planung verschärft somit keine  bestehenden Immissionskonflikte. 
 
 
Sicherung gesunder Wohnverhältnisse 
 
Die Einhaltung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse wird gewährleistet durch: 
 

- Anwendung der TA Lärm im Genehmigungsverfahren, 
- Prüfung der Gebietsverträglichkeit nach § 15 BauNVO , 
- bauordnungsrechtliche Anforderungen an den bauliche n Schallschutz (DIN 4109) und 
- ggf. Vorgaben zu Betriebszeiten oder Anlieferungsre gelungen (sofern erforderlich). 
 

Sollten im Einzelfall gewerbliche Nutzungen zu unzumutbaren Störungen führen, stehen ausreichend 
Steuerungsinstrumente zur Verfügung. 
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Abwägung 
 
Im Rahmen der Abwägung nach § 1 (7) BauGB wurden berücksichtigt: 
 

- das Interesse an einer lebendigen, gemischt genutzt en Quartiersstruktur, 
- die Belange der ansässigen und zukünftigen Gewerbeb etriebe und 
- die Schutzbedürftigkeit vorhandener und zukünftiger  Wohnnutzungen. 

 
Aufgrund der spezifischen Gebietscharakteristik des Urbanen Gebietes  und der normativen Steue-
rung durch § 15 BauNVO sowie TA Lärm ist davon auszugehen, dass unzumutbare Immissionen aus-
geschlossen werden können. 
 
Die Festsetzung als Urbanes Gebiet  steht daher mit § 1 (6) Nr. 1 BauGB in Einklang. 
 
 
Ergebnis zur Schallproblematik 
 
Die Umwandlung des Kerngebietes in ein Urbanes Gebiet : 
 

- wahrt die Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeit sverhältnisse, 
- berücksichtigt die immissionsschutzrechtlichen Vorg aben der TA Lärm, 
- gewährleistet durch § 15 BauNVO eine einzelfallbezo gene Konfliktbewältigung und 
- führt nicht zu einer planbedingten Verschärfung bes tehender Lärmsituationen. 

 
Die Festsetzung Urbaner Gebiete  als Art der baulichen Nutzung in der 6. Änderung des Bebauungs-
planes Nr. 17 A „Innenstadt - I. Hauptstraße“ der Stadt Herzberg am Harz ist daher immissionsschutz-
rechtlich vertretbar und abwägungsgerecht. 
 

16. Beschreibung und Begründung für die Festsetzungen d es Bauleitplanes 

  
Unter Berücksichtigung der vorhandenen Situation im Plangebiet und der beschriebenen städtebau-
lichen Zielsetzung und Konzeption werden in der 6. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 17 A „In-
nenstadt - I. Hauptstraße“ der Stadt Herzberg am Harz die folgenden textlichen Festsetzungen ge-
troffen: 
 
 
1. Änderung der Art der baulichen Nutzung gem. § 9 (1) Nr. 1 BauGB  
 
Alle Festsetzungen von Kerngebieten (MK) gem. § 7 BauNVO und Mischgebieten (MI) gem. § 6 
BauNVO in den rechtsverbindlichen Bauleitplänen (hier: Bebauungsplan Nr. 17 A „Innenstadt - I. 
Hauptstraße“ der Stadt Herzberg am Harz und die 1., 3. und 4. Änderungen dieses Bauleitplanes) 
werden in der 6. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 17 A „Innenstadt - I. Hauptstraße“ der Stadt 
Herzberg am Harz durch die Festsetzung Urbane Gebiete  gem. § 6a BauNVO als Art der baulichen 
Nutzung ersetzt. 
 
 
2. Festsetzung der Art der baulichen Nutzung gem. §  9 (1) Nr. 1 BauGB  
 
Für die Fläche im Geltungsbereich der 5. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 17 A „Innenstadt - I. 
Hauptstraße“ der Stadt Herzberg am Harz wird als Art der baulichen Nutzung Urbanes Gebiet  gem. 
§ 6a BauNVO festgesetzt. 
 
 
3. Art der baulichen Nutzung gem. § 9 (1) Nr. 1 Bau GB und § 6a BauNVO 
 
Die Urbanen Gebiete  (MU) dienen gem. § 6a (1) BauNVO dem Wohnen sowie der Unterbringung von 
Gewerbebetrieben und sozialen, kulturellen und anderen Einrichtungen, die die Wohnnutzung nicht 
wesentlich stören. Die Nutzungsmischung muss nicht gleichgewichtig sein. Die Zulässigkeit von bau-
lichen Vorhaben in dem festgesetzten Urbanen Gebiet  bestimmt sich nach § 6a BauNVO. Allgemein 
zulässig sind im Urbanen Gebiet  folgende Nutzungen:  
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1. Wohngebäude, 
2. Geschäfts- und Bürogebäude, 
3. Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des Beherbergungs-

gewerbes, 
4. sonstige Gewerbebetriebe und 
5. Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportli-

che Zwecke. 
 
Die Nutzungsarten gem. § 6a (3) Nr. 1 BauNVO (Vergnügungsstätten, soweit sie nicht wegen ihrer 
Zweckbestimmung oder ihres Umfangs nur in Kerngebieten allgemein zulässig sind) und gem. § 6a 
(3) Nr. 2 BauNVO (Tankstellen) werden gem. § 1 (6) BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungsplanes. 
 
 
4. Aufhebung von textlichen Festsetzungen 
 
4.1  Aufhebung einer textlichen Festsetzung aus dem Bebauungsplan Nr. 17 A „Innenstadt - I. Haupt-

straße“ der Stadt Herzberg am Harz 
 

Aus dem Bebauungsplan Nr. 17 A „Innenstadt - I. Hauptstraße“ der Stadt Herzberg am Harz wird 
die folgende textliche Festsetzung ersatzlos aufgehoben  und ist nicht Bestandteil der 6. Ände-
rung des Bebauungsplanes Nr. 17 A „Innenstadt - I. Hauptstraße“ der Stadt Herzberg am Harz: 

 
„Im MK-Gebiet sind in den Obergeschossen Wohnungen gem. § 7 (2) Ziff. 7BauNVO 
zulässig“  

 
4.2  Aufhebung einer textlichen Festsetzung aus der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 17 A 

„Innenstadt - I. Hauptstraße“ der Stadt Herzberg am Harz 
 

Aus der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 17 A „Innenstadt - I. Hauptstraße“ der Stadt Herz-
berg am Harz wird die folgende textliche Festsetzung (hier: textlichen Festsetzung Nr. 3) ersatz-
los aufgehoben  und ist nicht Bestandteil der 6. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 17 A „In-
nenstadt - I. Hauptstraße“ der Stadt Herzberg am Harz: 

 
„Gemäß § 7 (2) Nr. 7 BauNVO sind sonstige Wohnungen  oberhalb des Erdgeschosses 
zulässig;“ 

 
 
Begründung für die Festsetzungen Nr. 1 - 3 des Baul eitplanes 
 
Art der baulichen Nutzung 
 
Für den Geltungsbereich der 6. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 17 A „Innenstadt - I. Hauptstraße“ 
der Stadt Herzberg am Harz wird als Art der baulichen Nutzung ein Urbanes Gebiet  (MU) gem. § 6a 
BauNVO festgesetzt. Die mit der BauNVO 2017 neu eingefügte Baugebietskategorie erlaubt eine, im 
Vergleich zum Mischgebiet, breiter angelegte Nutzungsmischung. Intention des Verordnungsgebers 
war es, mit der Einführung der Gebietskategorie „Urbane Gebiete (MU) " kompakte, nutzungsge-
mischte Quartiere zu entwickeln, die gut erschlossen sind. Sie ermöglichen kurze Wege zwischen 
Wohnen, Arbeiten, Nahversorgung und Freizeitangeboten und sind ein geeignetes Instrument zur Stär-
kung der Innenentwicklung. Diese Voraussetzungen und Zielvorstellungen für ein Urbanes Gebiet  
treffen hier für den Standort voll umfänglich zu. 
 
Zielsetzung der vorliegenden Planung ist es daher, durch die Festsetzung eines Urbanen Gebietes  in 
diesem zentralen Bereich der Stadt Herzberg am Harz eine zukunftsweisende Nutzungsmischung von 
Wohnungen, Gewerbebetrieben, sozialen und anderen Einrichtungen, die die Wohnnutzung nicht we-
sentlich stören, zu ermöglichen. Da die Nutzungsmischung nach § 6a (1) BauNVO - im Vergleich zu 
einem Mischgebiet gem. § 6 BauNVO - dabei nicht gleichwertig sein muss, wird das planerische Ziel, 
das innerstädtische  Quartier zu entwickeln und zu stärken, durch eine größere Bandbreite an zulässi-
gen Nutzungen verbunden mit einer größeren Flexibilität an Möglichkeiten, unterstützt. 
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Ausschluss von Nutzungen in Urbanen Gebieten gem. §  6a BauNVO 
 
Die Nutzungsarten gem. § 6a (3) Nr. 1 BauNVO (Vergnügungsstätten, soweit sie nicht wegen ihrer 
Zweckbestimmung oder ihres Umfangs nur in Kerngebieten allgemein zulässig sind) und gem. § 6a 
(3) Nr. 2 BauNVO (Tankstellen), die nach § 6a (3) BauNVO ausnahmsweise zugelassen werden kön-
nen, werden gem. § 1 (6) BauNVO nicht Bestandteil der 6. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 17 A 
„Innenstadt - I. Hauptstraße“ der Stadt Herzberg am Harz und sind somit nicht zulässig. 
 
1. Begründung des Ausschlusses von Vergnügungsstätten gem. § 6a (3) Nr. 1 BauNVO im Urbanen 

Gebiet . 
 

Der Ausschluss von Vergnügungsstätten begründet sich mit der städtebaulichen Zielsetzung, mög-
liche Nutzungskonflikte mit Blick auf die geplante Erweiterung des innerstädtischen Wohnrauman-
gebotes zu vermeiden. Da die Öffnungszeiten von Vergnügungsstätten, z. B. Spielhallen und Wett-
büros, regelmäßig auch die Nachtzeit betreffen, können An- und Abfahrtgeräusche oder der Auf-
enthalt von Besuchern und Kunden im Freien zu regelmäßigen Konflikten mit schutzbedürftigen 
Nutzungen führen und die im Bereich vorhandene Lärmpegelsituation durch die Immissionsrele-
vanz (Verkehr- und Gewerbelärm im Umfeld des Plangebietes) verschärfen.  

 
2. Begründung des Ausschlusses von Tankstellen gem. § 6a (3) Nr. 2 BauNVO im Urbanen Gebiet.  
 

Die Nutzung „Tankstellen“, die nach § 6a (3) BauNVO ausnahmsweise zugelassen werden kann, 
wird nicht Bestandteil der 6. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 17 A „Innenstadt - I. Hauptstraße“ 
der Stadt Herzberg am Harz und ist somit nicht zulässig. Diese Festsetzung ist damit begründet, 
dass die Nutzung einer Tankstelle nicht mit der angestrebten städtebaulichen Struktur an diesem 
Standort vereinbar ist. Es ist Zielsetzung der Stadt Herzberg am Harz, den Wohnanteil in dem Ur-
banen Gebiet  zu fördern und zusätzliches Verkehrsaufkommen an dem bereits verkehrlich stark 
frequentierten Bereich zu vermeiden. Weiterhin würde der Flächenanspruch einer Tankstelle zu 
Lasten anderer, durch die Planung angestrebter Nutzungen gehen.  

 
Tankstellen können nach ihrer baulichen Struktur und ihrem regelmäßigen Außenauftritt nicht zu 
der gewünschten Sicherung im Sinne der städtebaulichen Zielvorstellung beitragen. Der Verkehr, 
den Tankstellen funktionsbedingt anziehen, steht mit den bestehenden Nutzungen in Konflikt. Ty-
pischerweise große Reklametafeln und Tafeln zum Benzinpreisausweis würden sich nicht in die 
bestehenden Baustrukturen einfügen und das Stadtbild in dieser Innenstadtlage stören. Durch den 
Ausschluss wird die Eigenart des Baugebietes nicht gefährdet.  
 
Im Stadtgebiet finden sich ausreichende andere Möglichkeiten für eine Tankstellenansiedlung. 
Das Interesse von möglichen Eigentümern, ggf. Tankstellen an diesem Standort ansiedeln zu wol-
len, muss daher hinter den städtebaulichen Interessen der Stadt Herzberg am Harz zurückstehen. 

 
Zusammenfassung 
 
Die ausgeschlossenen o.a. Nutzungen gehören nicht zu den tragenden Nutzungen für die Charak-
teristik von Urbanen Gebieten . Städtebauliches Ziel ist, in dem geplanten Urbanen Gebiet  eine 
strukturelle Verbesserung der Arbeits-, Wohn- und Versorgungsfunktion zu erreichen. Die Ansied-
lung der ausgeschlossenen Nutzungen würde gerade diesem Ziel zuwiderlaufen und die geplanten 
Nutzungsstruktur negativ prägen. Im konkreten Fall sind es die aufgezeigten besonderen städte-
baulichen Gründe sowie die dargestellten vielfältigen negativen städtebaulichen Wirkungen, die 
den Ausschluss von Vergnügungsstätten im Geltungsbereich der 6. Änderung des Bebauungspla-
nes Nr. 17 A „Innenstadt - I. Hauptstraße“ der Stadt Herzberg am Harz begründen und rechtfertigen.  

 
 
Begründung für die Festsetzung Nr. 4 des Bauleitpla nes 
 
Die betroffenen 2 Festsetzungen schließen eine Wohnnutzung in den Erdgeschossebenen aus und 
entsprechen somit nicht den städtebaulichen Zielen der geplanten urbanen Nutzungsstruktur zur Lö-
sung der Leerstandsproblematik in dem Änderungsgebiet. Aus vorgenanntem Grund ist es erforderlich 
die Barrierewirkung dieser Festsetzungen durch Aufhebung zu beseitigen. 
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Anmerkung:  Alle sonstigen Festsetzungen in dem Ursprungsplan und seinen 5 Änderungen sind 
durch die 6. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 17 A „Innenstadt - I. Hauptstraße“ der 
Stadt Herzberg am Harz nicht betroffen und behalten weiterhin ihre Verbind lichkeit. 

 

17. Belange des Umweltschutzes, des Naturschutzes und d er Landschaftspflege  

 

 
Hinsichtlich der Betroffenheit der Belange des Umweltschutzes, des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege wird auf das folgende Ergebnis der Vorprüfung des Einzelfalls  gem. § 13a (1) Nr. 2 
BauGB i.V.m. Anlage 2 BauGB verwiesen. 
 
 

 
Checkliste  

(in Anlehnung an das UVPG i.V.m. dem BNatSchG) 
zur 

 6. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 17 A  
„Innenstadt - I. Hauptstraße“ der  

Stadt Herzberg am Harz 
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Bemerkungen 

Schutzgebiete / geschützte Objekte 

Europäische Vogelschutzgebiete im Sinne der EU-Vogelschutzrichtlinie 
79/409/EWG 

 x 
 

Gebiete der Flora – Fauna - Habitatrichtlinie (EU-Richtlinie 92/43/EWG)  x  
Naturschutzgebiete   x  
Nationalparke   x  
Biosphärenreservate   x  
Landschaftsschutzgebiete   x  
Naturparke Harz x   
Naturdenkmale   x  
Geschützte Landschaftsbestandteile   x  
Gesetzlich geschützte Biotope   x  
Wasserschutzgebiet   x  
Überschwemmungsgebiete   x  
Denkmalgeschützte Gebiete   x  
Darstellungen von Flächen des Abfallrechts  x  
Heilquellenschutzgebieten  x  
Flächen mit Bodenkontaminationen  x  
Zu schützende Bereiche im Sinne des Immissionsschutzrechts (Vermei-
dung von Emissionen) 

 x  

Sonstige 

Umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen, seine Gesundheit 
und die Bevölkerung insgesamt 

 x 
 

Umweltbezogene Auswirkungen auf Kulturgüter und sonstige Sachgüter  x  
Grenzüberschreitender Charakter der Auswirkungen   x  
Gebiete mit hoher Bevölkerungsdichte / Siedlungsschwerpunkte  x  
Gebiete mit Überschreitung der festgelegten Umweltqualitätsnormen 
gem. Gemeinschaftsvorschriften 

 x 
 

Sachgerechter Umgang mit Abfällen und Abwässern  x  
Nutzung erneuerbarer Energien  x  
Sparsame und effiziente Nutzung von Energie  x  
Darstellung von Landschaftsplänen  x  
Darstellung vom Landschaftsrahmenplan  x  
Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität in Gebieten, in denen die durch 
Rechtsverordnung zur Erfüllung von bindenden Beschlüssen der Europä-
ischen Gemeinschaft festgelegten Immissionsgrenzwerte nicht über-
schritten werden 

 x 
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Ergebnis der Vorprüfung des Einzelfalls 
 
 
Zusammenfassende Bewertung 
 
Die überschlägige Prüfung der Kriterien gem. Anlage  2 BauGB zur Umwandlung der Kernge-
biete (MK) und Mischgebiete (MI) in ein Urbanes Geb iet (MU) ergibt: 
 

- Es handelt sich um eine Maßnahme der Innenentwicklu ng. 
- Die Flächen sind bereits bebaut bzw. vorbelastet (b ebauter Innenbereich). 
- Es ist keine zusätzlichen Flächeninanspruchnahme.  
- Schutzgebiete oder besonders empfindliche Umweltbes tandteile sind nicht betroffen. 
- Erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen im Sinne des § 2 (4) BauGB sind nicht zu 

erwarten. 
- Es ist keine umweltrelevanten Nutzungen mit besonde rem Gefährdungspotenzial. 

 
 
Ergebnis:   Im Ergebnis der Vorprüfung des Einzelfa lls gem. § 13a (1) Nr. 2 BauGB i.V.m. Anlage 

2 BauGB wird festgestellt, dass die Umwandlung der Kerngebiete (MK) und Misch-
gebiete (MI) in Urbane Gebiete (MU) in der 6. Änder ung des Bebauungsplanes Nr. 
17 A „Innenstadt - I. Hauptstraße“ der Stadt Herzbe rg am Harz, nach überschlägi-
ger, jedoch sachgerechter und vollständiger Prüfung  der maßgeblichen Kriterien 
nicht zu erheblichen nachteiligen Umweltauswirkunge n führt wird. Die gesetzli-
chen Voraussetzungen zur Durchführung des Planverfa hrens der 6. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 17 A „Innenstadt - I. Hauptstra ße“ der Stadt Herzberg am 
Harz gem. § 13a (1) Nr. 2 BauGB sind somit gegeben und eine Umweltprüfung nach 
§ 2 (4) BauGB ist nicht erforderlich . 

 

18. Zusammenfassung   

  
Die Umwandlung der Kern- und Mischgebiete in Urbane Gebiete  ist städtebaulich erforderlich, um 
auf strukturelle Veränderungen im Einzelhandel und anhaltende Leerstände zu reagieren. Durch die 
Anpassung der Gebietskategorie wird eine zukunftsfähige, flexible und gemischt genutzte Quartiers-
entwicklung ermöglicht. 
 
Der Bauleitplan dient der Innenentwicklung und wird im beschleunigten Verfahren gem. § 13a (1) Nr. 
2 BauGB aufgestellt. Durch diese Vorgehensweise besteht die Möglichkeit, die Primärziele des Pla-
nungskonzeptes zu erreichen, das heißt, das Gebiet entsprechend dem § 1 (3) BauGB städtebaulich 
neu zu ordnen und die verträglichen Rahmenbedingungen für das geplante Vorhaben zu schaffen. 
 
Es kann davon ausgegangen werden, dass sich die 6. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 17 A „In-
nenstadt - I. Hauptstraße“ der Stadt Herzberg am Harz konfliktfrei in die umgebende Nutzungsstruktur 
einfügt und die funktionsgerechte Basis für die geplante Strukturänderung sein wird. 
 

19. Beschluss 

 
Der Rat der Stadt Herzberg am Harz hat in seiner Sitzung am ……………. die Begründung der 6. 
Änderung des Bebauungsplanes Nr. 17 A „Innenstadt - I. Hauptstraße“ der Stadt Herzberg am Harz 
gebilligt.  
 
Herzberg am Harz, den …………… 
 
 

(Dienstsiegel) 
 
 

……………..………….. 
(Christopher Wagner) 
       Bürgermeister 




